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A1 1 

AntragstellerInnen: Burkhard Claus, Fabian Köhler, Matthias Lüth 2 
 3 
Die Rente ist sicher! 4 
 5 
Das Grundsatzprogramm der Jusos Sachsen soll in Abschnitt 4.4 „Rente“ wie folgt 6 
geändert werden: 7 
 8 
Eine solidarische, generationenübergreifende und allgemeine Rentenversicherung ist 9 
unumgänglich. Die Verteilung der Produktion in der Gesellschaft muss dazu dienen 10 

allen Generationen ein Leben in Würde zu ermöglichen. Langfristig kann 11 
ausschließlich eine Umlagefinanzierung diesen Anforderungen gerecht werden und 12 

dem demografischen Wandel entgegenwirken. 13 
 14 
Die Jusos Sachsen fordern einen Rentensatz der sich aus einer von den 15 
eingezahlten Rentenbeiträgen unabhängigen Lebensrente und einer individuellen 16 

Leistungsrente zusammensetzt. Geringe Lebenseinkommen dürfen keine 17 
Altersarmut zur Folge haben. Ein sicheres Fundament der gesetzlichen 18 

Rentenversicherung bedarf eines Wandels in der Arbeitsmarktpolitik, hin zur 19 
Schaffung mehr sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse. 20 
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A2 1 
AntragstellerIn: Burkhard Claus, Fabian Köhler, Matthias Lüth 2 
 3 
Cyber Cyber 4 
 5 

Die Vollversammlung der Jusos Dresden möge beschließen und an die 6 
Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Sachsen mit Ziel der Weiterleitung an den 7 
SPD-Landes- und Bundesparteitag weiterleiten: 8 
 9 
Wir fordern die weltweite Gleichbehandlung von Daten bei der Übertragung im 10 

Internet und den diskriminierungsfreien Zugang zu Datennetzen. Dies erfordert eine 11 
europaweite Politik der völligen Netzneutralität. Alle Datenpakete müssen 12 

unabhängig von Sender, Empfänger und dem Inhalt der Pakete nach dem Best-13 
Effort-Prinzip übertragen werden. Dies schließt insbesondere aus, dass bestimmte 14 
Dienste, wie Telefonate, bevorzugt und durch sogenanntes Zero-Rating bestimmte 15 
Dienste aus dem Datenvolumen ausgenommen. 16 

 17 
Das Fehlen einer gesetzlichen Netzneutralität schafft Anreize für Netzbetreiber 18 
einzelne Datenpakete durch Deep-Package-Inspection zu analysieren. Die 19 

Motivation der Netzbetreiber liegt darin durch die Priorisierung von bestimmten Daten 20 
eine zusätzliche Monetarisierung ihrer Netze zu erreichen. Die dadurch gewonnenen 21 

Mehreinnahmen werden aber dem eigentlich benötigten Netzausbau auf Grund von 22 
den herrschenden Monopolstrukturen im Telekommunikationsmarkt nicht zu gut 23 
kommen. 24 

 25 
Eine Steigerung der gesamten Netzqualität wird durch Investitionen in den Ausbau 26 

der Netzwerkinfrastruktur erreicht. Von daher fordern wir eine staatliche 27 
Subventionierung des flächendeckenden Netzausbaus. Ziel ist es alle Haushalte im 28 

Sinne von Fibre-To-The-Home synchron an das Glasfasernetz anzuschließen. 29 
 30 

Neben dem Netzausbau ist die Schaffung eines Bewusstseins in der Bevölkerung 31 
zur Datensicherheit und die Unterstützung bei der Verschlüsselung ihres 32 
Datenverkehrs notwendig. Jegliche „Krypto-Verbote“ lehnen wir strikt ab. 33 

 34 
Die Kontrolle des Netzes ist nicht Aufgabe der Provider! 35 

 36 
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A3  1 
AntragstellerIn: Paolo Le Van  2 
 3 
Tempolimit für alle Kraftfahrzeuge auf Autobahnen endlich umsetzen! 4 
 5 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Sachsen möge beschließen und an den 6 
SPD-Landes- und Bundesparteitag weiterleiten: 7 
 8 
Wir fordern die SPD und die SPD-Bundestagsfraktion dazu auf, endlich die 9 
Beschlusslage vom Bundesparteitag 2007 in Hamburg zum generellen Tempolimit 10 

für PKWs, LKWs und Bussen auf Autobahnen zum forcieren bzw. umzusetzen. 11 
 12 

Diese Forderung bedeutet konkret: 13 
1. Die Einführung eines generellen Tempolimits auf Autobahnen von 130 km/h. 14 
2. Ein generelles Tempolimit für LKWs von 75 km/h. 15 
3. Ein generelles Tempolimit für Busse von 90 km/h. 16 

  17 
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A4 1 
AntragstellerIn: Stefan Engel  2 
 3 
Abschaffung der Sanktionspraxis im Sozialgesetzbuch II 4 
 5 

Die Vollversammlung der Jusos Dresden möge beschließen und an die 6 
Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Sachsen mit Ziel der Weiterleitung an den 7 
SPD-Landes- und Bundesparteitag weiterleiten:  8 
 9 
Wir sprechen uns für die Abschaffung der im Sozialgesetzbuch II verankerten 10 

Sanktionspraxis für die Bezieher*innen von Arbeitslosengeld II aus. Die im § 31 bis § 11 
32 SGB II vorgesehenen Sanktionen können bis zum Komplettentzug aller 12 

Leistungen führen. Aus unserer Sicht darf das soziokulturelle Existenzminimum, das 13 
durch den Bezug von Arbeitslosengeld II in sehr bescheidenen Maße gedeckt wird, 14 
bei keinem Menschen in unserer Gesellschaft untergraben werden. Wir fordern 15 
stattdessen ein deutliches Umsteuern in der Arbeitsvermittlung, das den Fokus mehr 16 

auf positive Anreize und weniger auf bürokratisch besonders aufwändige 17 
Kontrollmechanismen lenkt.  18 
 19 

  20 
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A5 1 
AntragstellerIn: Stefan Engel 2 
 3 
Das Bildungsticket muss kommen – der ÖPNV-Flickenteppich kann 4 
verschwinden 5 

 6 
Die Vollversammlung der Jusos Dresden möge beschließen und an die 7 
Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Sachsen weiterleiten: 8 
 9 
Wir fordern die sächsische Staatsregierung und die Koalitionsfraktionen auf, die 10 

Entwicklung eines sachsenweit gültigen und kostengünstigen Bildungstickets für 11 
junge Menschen entsprechend des Koalitionsvertrages unverzüglich voranzutreiben 12 

und noch vor der nächsten Landtagswahl im Jahr 2019 flächendeckend umzusetzen. 13 
Der Verweis auf ein eventuell stattfindendes Modellprojekt ist aus unserer Sicht in 14 
keiner Weise befriedigend, da davon nur ein Bruchteil der Schülerinnen, Schüler und 15 
Auszubildenden profitieren würde. Die Nichteinführung eines solchen Tickets würde 16 

das Vertrauen junger Menschen in die SPD untergraben und die Frage aufwerfen, 17 
welchen Wert feste Vereinbarungen in Koalitionsverträgen überhaupt noch haben. 18 
Seit dem 31.12.2015, der eigentlichen Frist zur Entwicklung eines konkreten 19 

Vorschlages, ist schon zu viel Zeit vergangen. 20 
 21 

Auch der Verweis auf die komplizierte Finanzierungsstruktur und das ablehnende 22 
Verhalten vieler Zweckverbände überzeugt nicht. Wenn die Zweckverbände in ihrer 23 
jetzigen Struktur nicht in der Lage sind, sich mit den politisch Verantwortlichen zu 24 

einigen, muss die Struktur der Zweckverbände eben entsprechend angepasst und 25 
sachsenweit zusammengeführt werden. Der ÖPNV in Sachsen entsteht nicht im 26 

luftleeren Raum, sondern wird ganz maßgeblich durch Mittel des Bundes und des 27 
Freistaats finanziert. Daher obliegt es auch dem Freistaat eine sinnvolle 28 

Organisationsstruktur zu entwickeln, die auch die politischen Ziele eines 29 
Koalitionsvertrags sinnvoll umsetzen kann. Die ÖPNV-Strategiekommission des 30 

Freistaats sollte entsprechende Vorschläge entwickeln.  31 
  32 
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A6 1 
AntragstellerIn: Stefan Engel 2 
 3 
Keine Demokratiekürzung in den Stadtteilen! 4 
 5 

Die Vollversammlung der Jusos Dresden möge beschließen:  6 
 7 
Wir Jusos sprechen uns für den Erhalt der bestehenden Struktur der 8 
Ortsamtsbereiche in Dresden aus und erteilen entsprechenden Überlegungen zur 9 
Zusammenlegung eine klare Absage. Die bestehende Struktur mit zehn 10 

„Stadtteilparlamenten“ mit den zumeist angeschlossenen 11 
Ortsämtern/Verwaltungsstellen (z.B. für die Beantragung von Ausweisen) hat sich 12 

bewährt. Schon heute liegt die Durchschnittsgröße eines Ortsamtsbereichs bei über 13 
50.000 Einwohnerinnen und Einwohnern. Dies entspricht fast der Größe von Görlitz, 14 
immerhin sechstgrößte Stadt von Sachsen.  15 
 16 

Durch eine Zusammenlegung würden unnatürliche Riesengebilde entstehen, die von 17 
den ehrenamtlichen Ortsbeirätinnen und Ortsbeiräten kaum noch überblickt werden 18 
können. Nicht zuletzt deckt sich die Struktur auch mit der Organisation zahlreicher 19 

Vereine, der Gliederung der Parteien oder auch der Struktur der Stadtratswahlkreise.  20 
 21 

Vorstellbar ist für uns eine freiwillige Angliederung der Ende der neunziger Jahre 22 
eingemeindeten, zumeist sehr kleinteiligen Ortschaften an benachbarte 23 
Ortsamtsbereiche. Dies wird aber erst möglich sein, sofern die entsprechenden 24 

Eingemeindungsverträge ausgelaufen sind.   25 
 26 

Diese Überlegungen gelten selbstverständlich auch für den Fall, dass die bisher 27 
geltende Stadtbezirksverfassung tatsächlich flächendeckend durch eine 28 

Ortschaftsverfassung ersetzt wird. Dann käme es zu einer Direktwahl in den 29 
Stadtteilen und die Kompetenzen würden beträchtlich erweitert. 30 

 31 
Wir Jusos werden unsere entsprechende Position in die Entwicklung des SPD-32 
Kommunalwahlprogramms 2019 einbringen und darauf drängen, wieder eine klare 33 

Positionierung entsprechend des Programms von 2014 zu erreichen.  34 
 35 


